
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Amtliche Sammlung! 2512 088

lo Gesetz: KUG § 22; BGB §§ 133, 157
Rechtssatz: Welche Arten der Verbreitung eines Bildnisses 

durch eine nicht ausdrücklich eingeschränkte Veröffentlichungserlaubnis des Abgebildeten 
gedeckt sind, ist unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Umstände des Einzelfalles durch 
eine^Auslegung der Ei'laubniserklärung zu er­
mitteln (§§ 153, 157 BGB)o
Gestattet ein Künstler unentgeltlich die Ver­
öffentlichung seines Bildes, so bezieht sich 
sein Einverständnis im Zweifel nicht auf des­
sen Verwertung für eine Warenreklame0

2o Gesetz? KUG § 23
Rechtssatz: Die für Personen der Zeitgeschichte vorge­

sehene Abbildungsfreiheit (§23 Abs 1 Nr 1 
KUG) erstreckt sich nicht auf Veröffentlichungen, 
die nicht einem berechtigten Inforrcationsbe- 
dürfnis der Allgemeinheit, sondern allein den 
Geschäftsinteressen eines mit dieser Abbildung 
für seine Waren werbenden Unternehmens dienen« 
Durch derartige Veröffentlichungen werden be­
rechtigte Interessen des Abgebildeten auch 
dann verletzt.(§ 23 Abs 2 KUG), wenn es sich 
um die Werbung einer angesehenen Firma für 
anerkannte Qualitätswaren handelt und die 
Abbildung als solche einwandfrei ist«

3o Gesetz; BGB §§ 823, 249; KUG §V 22* 51
•Rechtssatzs Bei unerlaubten Eingriffen in Ausschließlich­

keitsrechte ist eine Schadensberechnung nach 
der entgangenen Vergütung stets dann zulässig, 
wenn die Erlaubnis des Rechtsinhabers üblicher­
weise von der Zahlung eines Entgelts abhängig 
gemacht wird«. Dies gilt auch für die Verletzung 
des Persönlichkeitsrechts am eigenen Bild«,

4© Gesetz; BGB § 812, KUG §5 12 531
Rechtssatz; Ist ein Bild unzulässigerweise ohne Einwilli­

gung des Abgebildeten veröffentlicht worden, 
so kann auch ein Bereicherungsanspruch in Höhe 
derjenigen Vergütung in Betracht kommen, die 
nach der in den beteiligten Kreisen herrschenden 
Übung für die Erlaubniserteilung zu zahlen ge­
wesen wäre©
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In dem Rechtsstreit

de3 Schauspieles Paul U^^®straße 0 ,
Klägers, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers,

Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt Dr„
gegen

1)
2)

den Reporter Iwo B
die NI AG, N

>

Beklagte, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter zu 1) s Rech*von
reiherr

Prozeßbevollmächtigter 
zu 2) s Rechtsanwalt Prof„Dr

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die
mündliche Verhandlung vom 80 Mai 1956 unter Mitwirkung
der Bundesrichter Dr„ hoc* Wilde, Dr» Birnbach, Br« Bock,
Dr«, Krüger-Nieland und Dr» Christoph - und zwar sov/eit der
Beklagte zu 1) in Betracht kommt, im Wege des VerSäumnisurteils 
für Recht erkannts

Auf die Revision des Klägers werden das den Parteien 
am 8„ und 9o Februar 1954 an Verkündungs Statt zuge­
stellte Urteil des 6„ Zivilsenats des Oberlandesge­
richts München und das Urteil des Landgerichts Lunchen I 
vom 10o Juli 1953 teilweise aufgehoben und abgeändert0 
Die Urteilsformel wird wie folgt neu gefaßt;
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Die Beklagten werden als GesamtSchuldner verurteilt* 
an den Kläger 500«- DM nebst 4# Zinsen seit dem 
16o Januar 1953 zu zahlen«
Die Beklagte zu 2) wird weiterhin verurteilt, an 
den Kläger 4# Zinsen von 500«- DM vom 1» Mai 1952 
bis 16« Januar 1953.zu zahlen«
Im übrigen wird die Klage abgewiesen«

Die weitergehende Revision des Klägers und die Anschluß­revision des Beklagten z\i 1) werden zurückgewiesen«
Die Kosten des Rechtsstreits fallen den Beklagten als Gesamtschuldnern zur Last«
Das Urteil ist, soweit es als Versäumnisurteil gegen 
den Beklagten zu 1) ergangen ist, vorläufig vollstreck­
bar*
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Der Beklagte zu 1), ein Pressefotograf, suchte am 
7o Dezember 1951 den Kläger, einen bekannten Theater- 
und Filmschauspieler, auf, um von ihm einige fotografische 
Aufnahmen zum Zwecke der Veröffentlichung zu machen* Der 
Kläger war hiermit und auch mit dem Vorschlag des Beklag­
ten zu 1), ihn auf dessen NSU-Lambretta-Motorroller auf­
zunehmen, einverstandene Der Kläger selbst besitzt keinen 
derartigen Motorroller*

Der Beklagte zu 1) überließ eine Aufnahme, die den 
Kläger auf dem Motorroller sitzend darstellt, der Be­
klagten zu 2) gegen eine Vergütung von 40 DM zur reklame­
mäßigen Verwendung* In gleicher Weise verfuhr der Beklag­
te zu 1). mit ähnlichen Bildern von mehr oder weniger be­
kannten Künstlern, insbesondere von Schauspielern, die 
er sämtlich ebenfalls zusammen mit seinem NSU-Lambretta- 
Moborroller aufgenommen hatte» Mit Schreiben vom 17» De­
zember 1951 erklärte er der Werbeabteilung der Beklagten 
zu 2), daß die Filmschauspieler, Musikstars und Schön­
heitsköniginnen, die namentlich aufgeführt wurden, mit 
einer Veröffentlichung ihres Bildes in Anzeigen, Plakaten 
oder sonstigen Werbedrucksachen der NSU-Werke einverstan­
den seien» Die Beklagte zu 2) ließ die 18 Bilder, darunte 
Aufnahmen von Dieter Borsche und Bruni Döbel, zu einer 
Reklameseite zusaramensteilen, auf der jedes Bild mit 
einer auf ihr Fabrikat hinweisenden Einzelunterschrift 
versehen war» Die Unterschrift unter dem Bild des Klä­
gers lautete; "Berühmter Mann auf berühmtem Fahrzeugs 
Schauspieler Paul Dahlke auf einem NSU-Lambretta-Auto- 
roller"?. Diese Reklameseite ließ die Beklagte zu 2) im 
Inseratenteil folgender Zeitschriften erscheinen;
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’'Quick” Nr 11 vom 16* März 1952 ,
’’Der Spiegel” Nr 12 vom 19o März 1952,-
”ADAG MOTOR-Welt” April-Heft 1952,
’’Elegante Welt” Mai-Heft 1952»

Nachdem mit Schreiben vom 25«» März 1952 Dieter 
Borsche und mit Schreiben vom 20 April 1952 Bruni Döbel 
die Vex*wertung der fraglichen Aufnahmen für Reklamen 
zwecke beanstandet hatten, verlangte der Kläger durch 
Schreiben seines Anwalts vom 15* April 1952 eine Er­
klärung, ob die Beklagte zu 2) zur Unterlassung einer 
weiteren Verwendung des Bildes des Klägers, zur Heraus­
gabe des Negatives und etwa vorhandener Abzüge und zur 
Zahlung einer Entschädigung für seine reklamemäßige Be­
nutzung bereit sei* Die Beklagte zu 2) ließ durch 
Schreiben vom 19« April 1952 erklären, daß sie das Bild 
des Klägers nicht mehr verwenden und Negativ und etwa 
vorhandene Abzüge ausfolgen würde, daß sie aber Scha­
densersatzansprüche ablehneo Andere Veröffentlichungen 
als die oben erwähnten, haben tatsächlich nicht mehr 
stattgefunden»

Der Kläger verklagte auf Grund dieses Sachverhalts 
die beiden Beklagten als Gesamtschuldner auf Zahlung 
von 2,000 DM nebst 4$ Zinsen seit dem 1* Mai 1952« Die 
Beklagten beantragten Klagabweisung» Sie haben die Kla­
geforderung nach Grund und Höhe bestritten»

Das Landgericht hat die Beklagten als Gesamtschuld­
ner zur Zahlung von 500 DM nebst 4# Zinsen seit dem 
1« Mai 1952 verurteilt und ihnen die gesamten Kosten 
des Rechtsstreits auferlegt»'

Auf die Berufung der Beklagten hat das Oberlandes­
gericht dieses Urteil dahin abgeändert, daß es die Klage



gegen die Beklagte zu 2) abgewiesen und unter Zurück­
weisung der weitergehenden Berufung des Beklagten zu 1) 
diesem gegenüber Zinsen erst seit dem 16« Januar 1953 
zuerkannt hat« Das Berufungsgericht hat weiterhin die 
Kostenentscheidung des Landgerichts für fehlsam erachtet 
und von den Kosten des ersten Rechtszuges dem Kläger 7/8 
der Gerichtskosten und seiner eigenen Kosten, 3/4 der 
Kosten des Beklagten zu 1) und die gesamten Kosten der 
Beklagten zu 2) auferlegt. Das Berufungsgericht hat die 
Revision wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechts­
frage, ob Bildnisse von Persönlichkeiten aus dem Bereich 
der Zeitgeschichte ohne Einwilligung der Abgebildeten für 
Reklamezwecke verwendet werden dürfen, zugelassen«

Mit der Revision erstrebt der Kläger die Wiederher­
stellung des landgerichtlichen Urteils« Die Beklagten 
haben um Zurückweisung der Revision gebeten. Der Beklagte 
zu 1) hat Anschlußrevision eingelegt mit dem Antrag, die 
Klage in vollem Umfang abzuweisen« Der Kläger hat Zurück­
weisung der Anschlußrevision begehrt«,

Der Beklagte zu 1) war trotz ordnungsgemäßer Ladung 
in der Revisionsverhandlung nicht vertreten« Der Kläger 
hat Erlaß des Versäumnisurteils gegen den Beklagten zu 1) 
beantragt*

Ents cheidungsgründe^

Das Berufungsgericht geht zu Recht davon aus, daß 
die Verbreitung des Bildes des Klägers, das diesen auf 
einem NSU-Lambretta-Motorroller zeigt, im Rahmen einer 
Werbeanzeige der NSU-\Yerke objektiv unzulässig war« Es
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hat die Klage gegen die Beklagte zu 2) nur mangels Ver­
schuldens abgewiesen*

1) Gemäß § 22 KUG dürfen Bildnisse nur mit der Ein­
willigung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur 
Schau gestellt werden,, Bas ausschließliche Recht des Ab- 
gebildeten? darüber zu entscheiden, ob? wann und unter 
welchen Umständen sein Bildnis der Öffentlichkeit zu­
gänglich gemacht werden darf? ist, wie das Berufungs­
gericht zutreffend hervorhebt, kein Urheberrecht, son­
dern seinem Wesen nach ein Persönlichkeitsrecht. Bie 
Eingliederung dieses Persönlichkeitsrechts in das Ge­
setz betreffend das Urheberrecht an Werken der bilden­
den Künste und Fotografie erklärt sich daraus, daß es 
ähnlich wie das Urheberrecht am Bildnis dessen Veröffent­
lichung zum Gegenstand hat und das Urheberrecht des 
Bildnerstellers überlagert? indem es die Auswertung 
dieses Urheberrechts von der Einwilligung des Abge­
bildeten abhängig macht *

Bie nach § 22 KUG erforderliche Einwilligung des 
Abgebildeten kann ausdrücklich oder stillschweigend? 
unbeschränkt oder beschränkt auf eine bestimmte Art der 
Verbreitung erteilt werden«, Ist dem Abgebildeten? wie 
dies im Streitfall zutrifft, eine Entschädigung dafür, 
daß er sich abbilden ließ, nicht gezahlt worden? so 
trifft die Beweislast für die Einwilligung und den Um­
fang des Verbreitungsrechts denjenigen, der als Ver­
letzer des Rechtes am eigenen Bild in Anspruch genom­
men wird (KG'Ufita 1940, 160 /T62j)o Bas Berufungsge­
richt hat den Nachweis dafür, daß der Kläger sich mit 
einer Veröffentlichung des fraglichen Bildes als Blick­
fang für eine Fabrikreklame einverstanden erklärt habe? 
nicht als erbracht angesehen«, Biese tatrichterliche



Würdigung ist rechtlich bedenkenfrei* Aus dem ausdrück­
lichen Einverständnis des Klägers mit einer Veröffent­
lichung seines Bildnisses im redaktionellen Teil der 
Zeitschrift ’’Film und Funk” entnimmt das Berufungsge­
richt, der Kläger habe damit stillschweigend auch eine 
Veröffentlichung im redaktionellen Teil anderer Zeit­
schriften gebilligte. Aus dieser Einverständniserlclärimg 
sei aber, so führt das Berufungsgericht aus, nicht eine 
Einwilligung des Klägers in eine Veröffentlichung zu 
Reklamezwecken im Inseratenteil beliebiger Zeitschriften 
zu folgern* Welche Arten der Veröffentlichung durch ein 
nicht ausdrücklich eingeschränktes Einverständnis des 
Abgebildeten mit einer Verbreitung seines Bildes ge­
deckt sind, ist durch eine Auslegung der Einverständ­
niserklärung zu ermitteln, wobei die jeweiligen Umstän­
de des Einzelfalles zu einem unterschiedlichen Ergeb­
nis führen können* Unstreitig ist dem Kläger nicht mit­
geteilt worden, daß sein Bild für eine Fabrikwerbung 
Verwendung finden solle* Es ist dem Berufungsgericht 
darin beizupflichten, daß der Kläger dies auch nicht 
aus dem Wunsch des Beklagten zu 1), ihn auf einem Mo­
torroller aufzunehmen, folgern konnte, zumal da der Be­
klagte zu 1) diesen Wunsch nach dem unbestrittenen Vor­
bringen des Klägers mit ”Originalitätsgründen” moti­
vierte und andeutete, daß ein Auftrag der Zeitschrift 
‘•Film und Funk” vorläge, - eine Begründung, die den 
Kläger von einem etwaigen Verdacht, die Aufnahme solle 
der Werbung für NSU-Fahrzeuge dienen, geradezu ab­
lenken mußte* Bei Prüfung der Frage, ob der Beklagte 
zu 1) unter den obwaltenden Umständen die Einwilligung 
des Klägers in eine Veröffentlichung auch auf eine Ver­
wertung der Aufnahme im Rahmen von Werbeanzeigen der 
Beklagten zu 2) habe beziehen können, hat das Berufungs­
gericht weiterhin zu Recht als bedeutsam erachtet, daß
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es sich bei dem Kläger - anders als in dem Croupier- 
Urteil des Qberlandesgerichts Freiburg (GRUR 1955? 40) - 
um einen bekannten und beliebten Schauspieler handelt? 
der es gewohnt ist? daß Bilder von ihm um seiner selbst 
willen verbreitet werden«, Dem Beklagten zu 1) mußte 
auch ohne weiteres erkennbar sein, daß der Kläger nur 
im Interesse einer Steigerung seiner eigenen Volkstüm­
lichkeit bereit war, sich kostenlos für die Aufnahme 
zur Verfügung zu stellen, und daß diesem Interesse 
durch eine Abbildung des Klägers zusammen mit einer 
Vielzahl mehr oder weniger bekannter Künstler als Vor­
spann für eine Fabrikreklame nicht gedient war. Es wäre 
deshalb Sache des Beklagten zu 1) gewesen, wenn er im 
Gegensatz zu der sonst üblichen Art der Veröffent­
lichung von Künstlerbildern die fragliche Aufnahme 
Werbeinteressen Dritter nutzbar machen wollte, um 
eine Erlaubnis des Klägers auch für diese aus dem ' 
Rahmen des Üblichen fallende Art der Veröffentlichung 
nachzusucheno Da das unstreitig nicht geschehen ist, 
ist das Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß zu dem 
Ergebnis gelangt, daß eine Einwilligung des Klägers 
in die von ihm beanstandete Art der Verbreitung seines 
Bildnisses nicht erwiesen ist«

2) Aber auch soweit das Berufungsgericht den Be­
klagten zur Rechtfertigung dieser Veröffentlichung 
eine Berufung auf § 23 Abs 1 Nr 1 KUG versagt, ist 
ein Rechtsirrtum nicht ersichtlich* Diese Ausnahme­
bestimmung enthält mit Rücksicht auf das berechtigte 
Interesse der Allgemeinheit an einer bildmäßigen Dar­
stellung von Personen, die dem Öffentlichen Leben an­
gehören, eine Einschränkung des Rechtes am eigenen Bild 
für Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte» Eine 
Veröffentlichung solcher Bildnisse ist auch ohne Eine-
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willigung des Abgebildeten zulässige Der Kläger, den 
sein Wirken als Schauspieler in eine breitere Öffent­
lichkeit stellt, gehört zu den Personen der Zeitge­
schichte im Sinne dieser Bestimmung«, Insoweit ist al­
lein maßgebend, daß die öffentliche Meinung Bildbe­
richte über diesen bekannten Künstler als bedeutsam 
und um der dargestellten Person willen der Beachtung 
v/ert empfindeto Die Ausnahmebestimmung des § 25 Abs 2 
Nr 1 KUG', die nach der Gesetzesbegründung lediglich den 
Bedürfnissen der Allgemeinheit nach einer sachgerechten 
bildmäßigen Information über Persönlichkeiten des öffent­
lichen Lebens Rechnung tragen will, erfaßt jedoch nicht 
Veröffentlichungsarten, an denen ein schutzwürdiges 
Interesse der Allgemeinheit nicht anzuerkennen ist, 
weil sie in Wahrheit allein den Geschäftsinteressen 
der mit der fraglichen Abbildung Kundenwerbung trei­
benden Firmen dienen«, Derartige Veröffentlichungen; die 
sich nicht mit dem Informationsbedürfnis der Allgemein- 
beit rechtfertigen lassen, fallen vielmehr von vorn­
herein aus dem Anwendungsbereich dieser Ausnahmebe­
stimmung heraus«,

Die Beklagten können sich aber zur Rechtfertigung 
ihres Vorgehens auch deshalb nicht auf die gesetz­
liche Abbildungsfreiheit von Personen der Zeitge­
schichte berufen, weil durch die hier fragliche Art 
der Veröffentlichung berechtigte Interessen des Klä­
gers verletzt werden und damit gemäß § 25 Abs 2 KUG 
die Befugnis zu einer ungenehmigten Verbreitung in 
jedem Pall entfällt«, Hierbei ist mit dem Berufungs­
gericht davon auszugehen, daß eine Verletzung be­
rechtigter Interessen im Sinne dieser Bestimmung 
auch dann vorliegen kann, wenn das Bild als solches 
einwandfrei und die Art der Darstellung in keiner
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Weise unwürdig ist«. Wie das Reichsgericht schon in 
seiner Zeppelin-Entscheidung (RGZ 74, 312) herausge­
stellt hat, entspricht es nicht dem Geschmack eines 
jeden, sein Bild mit den Waren eines beliebigen Händ­
lers in Verbindung gebracht zu sehen, und es muß des­
halb grundsätzlich der freien Entschließung des einzel­
nen Vorbehalten bleiben, ob er sein Bild als Anreiz 
für einen Warenkauf zur Verfügung stellen will0 Es 
geht insoweit nicht um ein Werturteil über den Sinn 
und die Zweckmäßigkeit der Warenreklame als solcher.
Aus diesem Grunde ist es auch unerheblich, ob es sich 
um eine im übrigen nicht zu beanstandende Werbung 
einer angesehenen Firma für anerkannte Qualitätser­
zeugnisse handelta Das geschützte Rechtsgut, in das 
mit derartigen ungenehmigten Veröffentlichungen von 
Bildnissen zu Werbungszwecken für Waren oder gewerb­
liche Leistungen eingegriffen wird, ist die allein 
dem Abgebildeten - als natürliche Folge seines Per­
sönlichkeitsrechts - zustehende freie Entscheidung 
darüber, ob und in welcher Weise er sein Bild den Ge­
schäftsinteressen Dritter dienstbar machen will« Es 
wäre nicht einzusehen* warum ein solcher Schutz der 
Persönlichkeitssphäre nicht gerade auch Personen 
der Zeitgeschichte zugebilligt werden sollte, die 
im besonderen Maße der Kritik und der Beachtung der 
Öffentlichkeit ausgesetzt sind« Aus der Ausnahmebe­
stimmung des § 23 Abs 1 Nr 1 KUG kann jedenfalls 
nichts Gegenteiliges entnommen werden; denn diese 
Einschränkung des Bildnisschutzes erschien dem Ge­
setzgeber, wie bereits hervorgehoben wurde* ledig­
lich im Interesse der Allgemeinheit an sachgerechten 
Bildberichten über bekannte Persönlichkeiten geboten. 
Ein schutzwürdiges Interesse der Allgemeinheit aber, 
solchen Bildnissen auch als Blickfang in Werbeanzei­
gen zu begegnen, kann nicht anerkannt werden*
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Das Reichsgericht hat zwar in der 
Entscheidung (RGZ 125, 80) die Verbreitung des Bildes 
eines bekannten Fußballspielers im Rahmen einer Re­
klamebildserie mit dem Titel ”Volkstümliche Fußball­
spieler” v die der Bildhersteller an Zigarettenfabriken 
zur Einlegung in Zigarettenschachteln verkaufte, auch 
ohne dessen Einwilligung für zulässig erachtet« Es 
kann dahinstehen, ob der allgemein gehaltenen Erwä­
gung des Reichsgerichts, wonach sich die Abbildungs­
freiheit für Personen der Zeitgeschichte unter beson­
deren Voraussetzungen auch auf Veröffentlichungen zu 
Zwecken der Kundenwerbung erstrecken könne, noch zu 
folgen ist, nachdem das Grundgesetz das Recht eines 
jeden Menschen auf Achtung seiner Würde und auf freie 
Entfaltung seiner Persönlichkeit verfassungsmäßig ge­
währleistet hat (Artt 1 und 2 GrundG; BGHZ 13, 334 
/53pT) o Denn wie die Vorinstanzen zutreffend hervor­
heben,: unterscheidet sich der vom Reichsgericht abge­
urteilte Fall in seiner tatsächlichen Gestaltung in 
wesentlichen Punkten von dem hier zu entscheidenden 
Sachverhalt« Das Bild von ̂ ^ 1 ^  war nicht in 
unmittelbarer Verbindung mit der Ware und der Firma, 
für die geworben werden sollte, verbreitet worden«
Der seinem Bild beigefügte Text hatte sich nur mit 
seinen persönlichen, insbesondere seinen sportlichen 
Eigenschaften befaßt« Die werbende Firma erschien 
lediglich als Hinweis unter dem Text« Wenn hiernach 
das Bild auch den Werbeinteressen der
verbreitenden Firma diente, so hatte sich die werben­
de Firma doch nicht unmittelbar der Person

als Anreiz zum Kauf ihrer Waren bedient, sondern 
machte ihrer Werbung in Wahrheit das gesetzlich an­
erkannte Bedürfnis der Allgemeinheit an der bildhaften 
Darstellung bekannter Persönlichkeiten nutzbar, indem



sie ihre Kunden zum Sammeln derartiger Abbildungen an­
regen und damit als Nebenfol^ ihren Warenabsatz för­
dern wollte« Im Streitfall dagegen wird die Beliebt­
heit und der Ruf des Klägers unmittelbar als Kaufanrej z 
für die angepriesene Ware verwendet , indem der Leser des 
Inserats durch die Vorstellung zum Kauf bewegt werden 
soll, daß ein "berühmter Mann" wie der Kläger ein "be­
rühmtes Fahrzeug" wie den Motorroller der Beklagten 
zu 2) benutze» Hier ging es somit der werbenden Firma 
gar nicht um eine Befriedigung des Bedürfnisses der 
Allgemeinheit an der Darstellung bekannter Persönlich­
keiten, sondern einzig und allein darum, durch ein un­
mittelbares Nebeneinanderstellen ihrer Ware und der ab- 
gebildeten Person das Interesse der Öffentlichkeit an 
der Person und deren Beliebtheit auf ihre V/are über­
tragen zu sehen» Ein schutzwürdiges Bedürfnis der All­
gemeinheit aber, daß Personen der Zeitgeschichte sich 
auch gegen ihren Willen für eine derartige Wirtschafts­
werbung zur Verfügung stellen müssen, kann nicht aner­
kannt werden» Bei solcher Interessenlage gebührt viel­
mehr dem Schutz der Persönlichkeitssphäre des Abge­
bildeten der Vorrang» Das Berufungsgericht hat hier­
nach ohne Rechtsverstoß das Recht des Klägers am eige­
nen Bild durch die ohne sein Einverständnis verbreitete 
Werbeanzeige der Beklagten zu 2) als verletzt angesehen, 
ohne daß es einer Prüfung bedurfte, ob etwa eine solche 
Art der Veröffentlichung dem persönlichen Ansehen oder 
künstlerischen Ruf des Klägers abträglich sein kann»

3) Es ist anerkannten Rechts,' daß auch die Ver­
letzung von Persönlichkeitsrechten vermögensrechtliche 
Ersatzansprüche auslösen kann» Ein Schaden freilich, 
der nicht Vermögensschaden ist, kann nach geltendem 
Recht nicht zu einem Geldersatzanspruch führen, weil
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hier keiner der Fälle vorliegt, in denen das Gesetz den 
Anspruch eigens darauf erstreckt (§ 253 BGB; RG GRUR 
1934, 625)o Voraussetzung für einen Schadensersatzan­
spruch ist weiterhin eine schuldhafte Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts. Soweit das Berufungsgericht 
ein Verschulden des Beklagten zu 1) bejaht, ist ein 
Rechtsverstoß nicht erkennbar®

Das angefochtene Urteil hat dem Kläger eine ange­
messene Vergütung unter dem Gesichtspunkt der ent­
gangenen Lizenzgebühr zugebilligt« Diese Art der Scha­
densberechnung ist vom Reichsgericht in ständiger 
Rechtsprechung bei der Verletzung von Urheberrechten 
als zulässig anerkannt worden. Hieran ist entgegen 
den im Schrifttum erhobenen Bedenken (Riezler, Urhe­
berrecht S 128; Marwitz-Möhring, Kommentar zum LitUrhG 
§ 36 Anm 11 ff) festzuhalten« Für die Möglichkeit 
einer Schadensberechnung nach der angemessenen Ver­
gütung, die im Falle eines Vertragsabschlusses zu den 
üblichen Bedingungen zu zahlen gewesen wäre, spricht 
bei Verletzungen von Ausschließlichkeitsrechten ein 
praktisches Bedürfnis und die Billigkeitserwägung, 
daß niemand durch den unerlaubten Eingriff in solche 
Rechte besser gestellt werden soll* als er im Fall 
einer ordnungsgemäß erteilten Erlaubnis durch den 
Rechtsinhaber- gestanden hätten« Dieser für die Scha­
densliquidation aus Urheber- und PatentVerletzungen 
vom Reichsgericht entwickelte Grundsatz, dem gewohn­
heitsrechtlicher Rang zukommt (RGZ 35? 63; 43? 56;
46, 14; 50, 111; 84, 370; 95? 223; 130, 108; RG GRUR 
1938, 449;. GRUR 1934? 627)? entspricht der Interessen­
lage bei allen Eingriffen in Ausschließlichkeitsrechte, 
die üblicherweise nur gegen Entgelt gestattet werden.
Er kann deshalb auch unbedenklich auf die hier in 
Frage stehende Verletzung der persönlichkeitsrecht-
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lichen Befugnisse des Klägers an seinem Bilde erstreclcb 
werden; denn nach den auf Grund des Sachverständigen­
gutachtens getroffenen Feststellungen des Berufungsge­
richts gestatten bekannte Künstler derartige Veröffent­
lichungen zumeist nur gegen eine nicht unerhebliche Ver­
gütung« Es handelt sich somit um einen unzulässigen Ein­
griff in ein fremdes, vermögenswertes Ausschließlich­
keitsrecht; für dessen Ausgleich die gleichen Billig­
te! tserwägungen zum Tragen kommen, die die Rechtsprechung 
bei Verletzung von Urheber- und Patentrechten zur Aner­
kennung einer Schadensberechnung nach der entgangenen 
Vergütung geführt haben«

Die Höhe der hiernach an den Kläger als Schadens­
ersatz zu zahlenden Vergütung hat das Berufungsgericht, 
gestützt auf das Gutachten des Sachverständigen, auf 
500 DM geschätzt« Die Nachprüfung ergibt nicht, daß 
das Berufungsgericht bei dieser Schadensschätzung etwa 
• vorhandene und vorgetragene Schätzungsunterlagen unbe­
rücksichtigt gelassen hätte« Die sich im Rahmen des 
§ 287 ZPO haltende SchadensSchätzung kann deshalb aus 
Rechtsgründen nicht beanstandet werden (RGZ 130, 112;
RG GRUR 1939, 449 .

Rer Beklagte zu 1) ist somit zu Recht verurteilt 
worden«

4) Soweit die Revision des Klägers bemängelt, das 
Berufungsgericht hätte Prozeßzinsen nicht erst am Ta­
ge der Klageerhebung zusprechen dürfen, ist dieser 
Angriff in Ansehung des gegen den Beklagten zu 1) ge­
richteten Zahlungsbegehrens unbegründet« Der Auffas­
sung der Revision, der Beklagte zu 1) habe sich be­
reits mit Vornahme der unerlaubten Handlung auch ohne 
Mahnung in Zahlungsverzug befunden, kann nicht beige-
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pflichtet werden«, Die von der Revision für diese Ansicht 
angeführte Entscheidung des Oberlandesgerichts Kie'i 
(SeuffArch 59? 453) bezieht sich auf Ansprüche aus dem 
unerlaubten Entzug einer Sachen Die Rechtsgrundsätze? 
die die Rechtsprechung hinsichtlich der VerzugsVoraus­
setzungen für diesen Sondertatbestand entwickelt hat, 
für den das Gesetz eine besondere Regelung der. Verzugs­
folgen versieht (§§ 848, 849 BGB), kann auf Schadenser­
satzansprüche aus einem unerlaubten Eingriff in ein 
Persönlichkeitsrecht nicht erstreckt werden«, Hier 
greift vielmehr die allgemeine gesetzliche Regelung 
ein? wonach der Verzug eine Mahnung voraussetzts- Da 
der Kläger nicht dargetan hat, daß er den Beklagten zu 
1) vor Klageerhebung gemahnt habe? hat das Berufungsge­
richt rechtsirrtumsfrei die gegen ihn erhobene Zins­
forderung erst vom Tage der Klagezustellung ab zuer­
kannt (§§ 284, 286? 288, 291 BGB)®

Die Revision des Klägers konnte deshalb? soweit 
sie eine Verurteilung des Beklagten zu 1) zur Zins­
zahlung seit dem 10 Mai 1952 - statt dem 160 Januar 
1953 - anstrebt, keinen Erfolg haben®

5) Anders liegt es? soweit die Revision des Klä­
gers sich gegen die Abweisung seiner gegen die Beklag­
te zu 2) gerichteten Klage wendet® Das Berufungsge­
richt hat diese Klage mit der Begründung abgewiesen, 
daß ein Verschulden der Beklagten zu 2) nicht erwie­
sen sei«, Es führt hierzu auss Wenn auch Schauspieler 
die Verwendung ihrer Bilder zu Reklamezwecken' häufig 
nur gegen eine Honorierung gestatteten? so könne doch 
nicht davon ausgegangen werden, daß dies die Regel 
sei® Die Beklagte zu 2) hätte deshalb der schrift­
lichen Erklärung des Beklagten zu 1), wonach der ;N



Kläger mit einer Veröffentlichung in einem Werbeinserat 
der Beklagten zu 2) einverstanden sei, vertrauen dürfen 
zumal ihr bezüglich der Vertrauenswürdigkeit des Be­
klagten zu 1) keine Bedenken bekannt geworden seien«
In diesem Zusammenhang sei zu berücksichtigen, daß ihr 
der Beklagte zu 1) eine große Zahl von Bildern bekannte 
Künstler auf dem NSU-Lambretta-Motorroller angeboten 
habe und für die Beklagte zu 2) der Verdacht habe fern 
liegen müssen, der Beklagte zu 1) könne bei so zahl­
reichen Künstlern das Einverständnis mit der Aufnahme 
erschlichen haben« Es könne deshalb nicht als fahrläsrr 
sig angesehen werden, wenn die Beklagte zu 2) es unter­
lassen habe, schriftliche Einverständniserklärungen der 
Abgebildeten anzufordern»

Die Revision macht geltend, das Berufungsgericht 
habe bei Prüfung der Verschuldensfrage nicht berück­
sichtigt, daß nach seinen eigenen Feststellungen die 
Beklagte zu 2) durch VerÖffentlichung des fraglichen 
V/erbeinserats auch gegen § 3 TJnlWG verstoßen habe« Das 
Berufungsgericht hat nämlich ausgeführt, die Werbung 
der Beklagten zu 2) mit dem Bildnis des Klägers und 
anderer Künstler sei wettbewerbsrechtlich nicht unbe­
denklich gewesene Nicht unbeachtliche Kreise der mit 
dieser Werbung angesprochenen Interessenten hätten zu 
der sachlich unrichtigen Auffassung kommen müssen, daß 
die abgebildeten Künstler für ihren Privatgebrauch 
einen NSU-Lambretta-Motorroller benützten« Dadurch 
sei in ihnen der Anschein eines besonders günstigen 
Angebots hervorgerufen worden, weil sie sich hätten 
sagen können, daß eine Ware, die bekannte und nach 
ihren Einkommensverhältnissen zur Anschaffung teuerer 
Erzeugnisse fähige Persönlichkeiten kauften, von be­
sonderer Güte sein müsse, wobei es für die Anwendung
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des § 3 UnlWG gleichgültig sei, ob diese Qualität tat­
sächlich vorhanden sei«,

Es ist der Revision zuzugeben, daß der Beklagten 
zu 2)•angesichts dieser wettbewerbsrechtlichen Bedenken, 
die der von ihr geplanten Werbung entgegenstanden, be­
sondere Sorgfalispflichten bei Prüfung der Präge oblagen, 
ob sie mit einem Einverständnis der Abgebildeten auch 
bei dieser Art der Werbung rechnen könne, die durch die 
allgemein gehaltene, schriftliche Erklärung des Beklag­
ten zu 1) nicht ohne weiteres gedeckt war„ Es bedarf 
aber keiner abschließenden Stellungnahme zur Verschul­
densfrage, da die Klage gegen die Beklagte zu 2) jeden­
falls aus dem Gesichtspunkt der ungerechtfertigten Be­
reicherung begründet ist«,

6) Bas Berufungsgericht hat nicht verkannt, daß auf 
dem Gebiet des Urheberrechts die Geltendmachung von Be­
reicherungsansprüchen zulässig ist (BGHZ 15, 338 /54Ö7‘;
5, 116 /T23/; RGZ 121, 258 RGZ 90, 137). Es
meint aber, es sei fraglich, ob im vorliegenden Pall 
das Tatbestandsmerkmal "etwas erlangt haben" (§ 812 
BGB) erfüllt sei, weil das Urheberrecht an der Foto­
grafie dem Beklagten zu 1) zugestanden habe und die 
Befugnis des Klägers, die Veröffentlichung des Bild­
nisses zu gestatten, dieses Urheberrecht nur überlagert 
habeo Jedenfalls habe die Beklagte zu 2) nichts "auf 
Kosten" des Klägers erlangte Der Kläger habe nämlich 
nicht darzutun vermocht, daß er sein Bild auf dem 
Motorroller anderweit habe "verkaufen" können» Infolge­
dessen käme die unbestrittene Behauptung der Beklagten 
zu 2), die keine Aufwendungen erspart haben will, zum 
Tragen, wonach sie keinesfalls gewillt gewesen sei, 
die Verbreitungsbefugnis vom Klager zu erkaufen, wie 
auch ihre weitere Behauptung, daß sie den Willen des
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Klägers, eine Vergütung zu erlangen, weder gekannt 
habe noch habe kennen müssen*

Diese Ausführungen des Berufungsgerichts stehen 
nicht im Einklang mit den im Bereicherungsrecht anei'- 
kannten Rechtsgrundsätzen* Die Beklagte zu 2) hat das 
Bildnis des Klägers gewerblich ausgewertet, ohne daß 
die hierzu nach dem Gesetz erforderliche Einwilligung 
des Klägers Vorgelegen hat« Wie das Berufungsgericht 
auf Grund des Sachverständigengutachtens feststeilt, 
hätte der Kläger die Erlaubsniserteilung entsprechend 
der in Künstlerkreisen weitgehend herrschenden Übung 
von der Zahlung einer Vergütung abhängig machen können« 
Diese Vergütung hat die Beklagte zu 2) durch ihr un­
erlaubtes Vorgehen auf Kosten des Klägers erspart (RGZ 
166, 715 Enneccerus-Lehmann, Recht der Schuldverhält­
nisse S 850)* Hierbei ist unerheblich, daß dem Kläger 
ein Urheberrecht an der Aufnahme nicht zustand und 
fraglich sein kann, ob er sich ein Entgelt durch eine 
anderweite Verwertung dieser Aufnahme hatte beschaffen 
können« Entscheidend ist allein, daß dem Kläger die 
Honorierung seiner Einwilligung in die tatsächlich 
durchgeführte Veröffentlichung, die er auf Grund seines 
Rechtes am eigenen Bild hatte verlangen können, vor­
enthalten worden ist« Der Bereicherungsanspruch soll 
nicht eine Vermögensminderung im Vermögen des Benach­
teiligten, sondern einen grundlosen VermögensZuwachs 
im Vermögen des Bereicherten ausgleichen (RG HRR 1933, 
Nr 1311; Köln OLG 13, 388; RGRKomm zum BGB § 812 Anm 
1 c; Baiandt BGB § 812 BGB Anm 5)o

Die Beklagte zu 2) kann aber dem Bereicherungsan­
spruch auch nicht mit Erfolg entgegenhalten, daß sie 
keine Aufwendungen erspart habe, weil sie bei Kenntnis
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des Vergütungsanspruches des Klägers sein Bildnis nicht 
in das Werbeinserat aufgenommen, sondern sich anderweit 
beholfen hätte» Sie muß sich vielmehr an der Sachlage, 
die sie selbst geschaffen hat, festhalten lassen (RGZ 
97, 310 /Jl^Z; OLG Dresden SeuffArch 73 Nr 51)«

Auf die Revision des Klägers war deshalb das land­
gerichtliche Urteil in Ansehung der Verurteilung der Be­
klagten zu 2) wiederherzustellen0 Dies gilt auch für 
den gegen die Beklagte zu 2) geltend gemachten Zins­
anspruch von 4# seit dem 1» Mai 19520 Der Kläger hat 
die Beklagte zu 2) mit Schreiben vom 15* April 1952 
zur Zahlung einer Entschädigung für die von ihm be­
anstandete Veröffentlichung aufgefordert« Die Beklagte 
zu 2) hat hierauf mit Schreiben vom 19o April 1952 
jedwedenErsatzanspruch eindeutig und endgültig abge­
lehnt« Hierdurch war die Beklagte zu 2) in Verzug ge­
raten, ohne daß es der Anmahnung eines bezifferten 
Ersatzanspruchs durch den Kläger bedurfte«

7) Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs 2 
ZPO« Das Berufungsgericht, das eine Anwendbarkeit 
dieser Bestimmung auf den Streitfall mit der Begrün­
dung ablehnt, der Kläger habe die Höhe seiner For­
derung nicht in das Eimtessen des Gerichts gestellt, 
verkennt, daß auch bei einem bezifferten Zahlungsan­
trag nach freiem richterlichen Ermessen § 92 Abs 2 
ZPO der Kostenentscheidung zugrundegelegt werden kann, 
wenn die Ausmittlung der Höhe des Forderungsbetrages 
von einem Sachverständigengutachten abhängig war 
(RG JW 1908 S 201 Nr 17; RG JW 1936 S 653)o Dies 
aber trifft im vorliegenden Fall zu«$i so daß die in 
§ 92 Abs 2’ ZPO vorgesehenen Voraussetzungen für eine 
Freistellung des Klägers von einer Kostenlast trotz 
seines teilweisen Untei'liegens gegeben sind»
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Die Zuvielforderung von Zinsen gegenüber dem Be­
klagten zu 1) war geringfügig und hat keine besonderen 
Kosten veranlaßt«, Die Höhe der geltend gemachten Ersatz­
forderung aber war von einer Ausmittlung durch Sachver­
ständige abhängig. Der Sachverständige hatte einen Be­
trag von 1000 bis 1200 DM für angemessen erachtete Der 
Umstand, daß der Kläger auch nach Erstattung des Sach­
verständigengutachtens im ersten Rechtszug seinen auf 
2000 DM gerichteten Zahlungsantrag aufrecht erhalten hat, 
steht einer Anwendung des § 92 Abs 2 ZPO nicht entgegenc 
Für den Kläger war auch nach Kenntnis des Sachverständi­
gengutachtens, das nur eine Schätzungsunterlage bildete., 
schwer zu übersehen, welchen Vergütungsbetrag das Ge­
richt bei der gegebenen Sachlage als angemessen erachten 
würde. Da durch die Aufrechterhaltung des Zahlungsan­
trages nach Durchführung.der Beweisaufnahme keine we­
sentlichen Mehrkosten entstanden sind, erschien es 
nicht gerechtfertigt, den Kläger, der sich zu Recht 
gegen einen unerlaubten Eingriff in sein Recht am 
eigenen Bilde zur Wehr gesetzt und der seine ursprüng­
liche Vergütungsforderung, die nicht etwa als willkür­
lich übersetzt angesehen werden kann, nach Erlaß des 

* erstinstanzlichen Urteils nicht weiterverfolgt hat, 
mit einem Teil der Kosten zu belasten. Die gesamten 
Kosten des Rechtsstreits sind deshalb gemäß § 92 Abs 2 
ZPO den Beklagten als Gesamtschuldnern auferlegt worden«

Das Urteil, ist gegen den Beklagten zu 1) im Wege 
des Versäumnisurteils ergangen und, soweit es sich um 
ein echtes Versäumnisurteil handelt, für vorläufig
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vollstreckbar erklärt worden (§ 708 Ziff 3 ZPO)« 

Wilde Birnbach
Krüger-Nieland Christoph

Bock
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